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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 166/16 B 
 
L 7 AS 354/15 (Hessisches LSG) 
S 33 AS 1716/14 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
…………………..,   
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Frankfurt am Main Mitte, 
Baseler Straße 35 - 37, 60329 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juni 2016 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e   sowie die Richter   Prof. Dr.  B e c k e r     

und   Dr.  S c h ü t z e     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde gegen 

die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 

15. April 2016 - L 7 AS 354/15 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt 

beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten 

Urteil wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger persönlich hat mit Schreiben vom 25.5.2016 beim BSG Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision in dem ihm am 28.4.2016 zugestellten Urteil des Hessischen LSG 

vom 15.4.2016 - L 7 AS 354/15 - eingelegt. Zugleich hat er die Bewilligung von PKH und Beiord-

nung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Sie entspricht nicht der gesetzlichen Form. Die Beschwerde 

kann wirksam nur durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt werden (§ 73 

Abs 4 SGG). Hierauf ist der Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils aus-

drücklich hingewiesen worden. Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist schon deshalb 

nach § 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG als unzulässig zu verwerfen.  

 

Ein ordnungsgemäßer Antrag auf Bewilligung von PKH, über den der Senat zu entscheiden 

hätte, liegt nicht vor. Einen Antrag auf Bewilligung von PKH nebst insbesondere der Erklärung 

über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse in der hierfür vorgeschriebenen Form 

(§ 73a Abs 1 SGG, § 117 Abs 2 und 4 ZPO) für das hier zu entscheidende Verfahren hat der 

Kläger bis zum Ablauf der Beschwerdefrist am 30.5.2016 nicht eingereicht (zu den Vorausset-

zungen für einen ordnungsgemäßen PKH-Antrag vgl insoweit nur BSG SozR 1750 § 117 Nr 1 

und 3; BSG Beschluss vom 3.4.2001 - B 7 AL 14/01 B; BGH VersR 1981, 884; BVerfG SozR 

1750 § 117 Nr 2 und 6; BVerfG NJW 2000, 3344).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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